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Verkehrsstreit vor Schulhaus endet mit Freisprüchen
2022 soll ein Autorowdy Schüler gefährdet haben, eine Frau blockierte sein Auto. Der Fall landete vor Strafgericht.

Patrick Rudin

Der Streit entzündete sich zur
Mittagszeit: ImMai 2022wollte
eine heute 44-jährige Frau in
Füllinsdorf ihren Sohn von der
Schule abholen, ein 47-jähriger
Anwohner fuhrmit seinemAuto
nachHause.Worin sichbeideei-
nig waren: In der Füllinsdörfer
Schulstrasse herrschte wegen
der vielen wild parkierenden
Mama- und Papataxis das gros-
se Chaos. Ansonsten gingen
aber die Varianten gestern im
Strafjustizzentrum in Muttenz
weit auseinander: Die 44-Jähri-
ge betonte, der Autofahrer sei
mit grossem Tempo unterwegs
gewesen, siehabedieKinderauf
der Strasse schützen müssen.
Deshalb habe sie sich vor das

Auto des 47-Jährigen gestellt.
DerFahrer seidannabermit sei-
ner Stossstange mehrmals
gegen ihre Knie gefahren und
habe sie wegschiebenwollen.

KontaktmitStossstange
nichtbelegt
Der Autofahrer hingegen sagte
vor Gericht, die Frau habe ihn
minutenlang blockiert und ihm
gar den Vogel gezeigt. Die
Staatsanwaltschaft hatte gegen
beideBeteiligtennacheiner ge-
scheiterten Vergleichsverhand-
lung schliesslich Strafbefehle
ausgestellt: gegen ihn wegen
mehrfacher Tätlichkeiten,
gegen sie wegen Nötigung und
Beschimpfung. Beide zogen
ihren Strafbefehl weiter vor das
Strafgericht.

«Er ist bekannt, sein Verhalten
ist auffällig», sagte die Frau am
Dienstag imGericht. «Ichmuss-
teanhalten,weilKindervordem
Auto standen. Als die Kinder
wegwaren, trat sie aufdie Stras-
se und hinderte mich an der
Weiterfahrt»,meinteder47-jäh-
rige Autofahrer. Sie habe ihn so
fünf Minuten lang blockiert. Er
beteuerte, seine Stossstange
habe die Frau nie berührt.

Die Frau hingegen schilder-
te, wie sie seither an Knie-
schmerzen leide.DieGegensei-
te wiederum verwies auf ein
Gutachten des Instituts für
Rechtsmedizin, wonach die
Knieleiden der Frau nicht mit
dem geschilderten Vorfall im
Mai 2022 in Verbindung ge-
bracht werden können.

VerteidigerDennisKramer ver-
langte gestern für seine Man-
dantin einen Freispruch: Eine
weitere Zeugin habe bestätigt,
dass derMann sehr schnell auf
die Kinder zugefahren sei. Sie
habe die Kinder schützen wol-
len, das Blockieren des Autos
sei daher nicht strafbar. Vertei-
diger Alex Ertl vertrat den
Autofahrer und betonte, selbst
ein Schieben mit dem Auto sei
vergleichbar mit einem Ge-
dränge an einem FCB-Match
und nicht strafbar.

DieKosten trägtder
Steuerzahler
Einzelrichter Daniel Schmid
sprachamDienstag schliesslich
beide Beschuldigten von allen
Vorwürfen frei: Die gesamten

Untersuchungs-, Gerichts- und
Verteidigerkosten trägt damit
derSteuerzahler.DieBerührung
derFraumit der Stossstange sei
nicht zweifelsfrei nachgewie-
sen, damit sei auch keine Ver-
urteilungmöglich.«Wirkönnen
nicht zweifelsfrei nachvollzie-
hen, wie es möglich gewesen
sein soll, dassderMannviermal
ins Bein der Frau gefahren ist»,
so Schmid.

Es sei zwar denkbar, aber
eben schwer vorstellbar, dass
dabei keinerlei Spuren entste-
hen.AuchhabedieFraudieKin-
der schützenwollenundseides-
halbwegenderBlockierungdes
Autos nicht zu bestrafen. Das
Verfahren kann noch ans Kan-
tonsgerichtweitergezogenwer-
den.

Wenn der Fotograf vorbeifliegt
Drohnen-Registrierungen nehmen zu. Kantonspolizeien der Region Basel ziehen bei Luft-Gaffern die Schraube an.

Andreas Schwald

Woetwaspassiert, sindDrohnen
nicht weit. Seit zwei Jahren sind
hierzulande die verschärften
Drohnen-Richtlinien in Kraft,
welche die Schweiz am 1.Januar
2023 mit den EU-Richtlinien
übernommenhat.Zuvorherrsch-
teWildwuchs: Vor allem auf In-
stagram sorgten Fotos und Vi-
deos von «Basel von oben» für
Aufsehen und damit für Likes;
wer für sich in Anspruch nahm,
technisch einigermassen auf
dem neusten Stand zu sein,
gönnte sich ein unbemanntes
FluggerätmitKamera.

Die neuen Regulatorien tun
dem Boom wenig Abbruch.
Auch wenn selbst in der soge-
nannten «Offenen Kategorie»
eine Online-Registrierung mit
Prüfung für Piloten von Droh-
nen über 250 Gramm Gewicht
notwendig ist; dasgilt erst recht,
wenn die Drohne über eine Ka-
meraverfügt –was fürdieMehr-
heit privater Operateure ohne-
hin der Hauptgrund zur An-
schaffung ist und das Gewicht
über 250 Gramm bringt. Zu-
ständig ist das Bundesamt für
Zivilluftfahrt (Bazl).

Gefährdungbei
Blaulicht-Einsätzen
DieBeliebtheits-Wellederpriva-
tenVogelperspektive ist tatsäch-
lich kaum abgeebbt. Im Gegen-
teil:DasBazlzähltenacheigenen
AngabenimvergangenenJulibe-
reits rund 80’000 registrierte
Drohnenbetreiber inderSchweiz
–Tendenzsteigend.Dazugehör-
en viele Private. Gleichzeitig
stellt das Bazl fest: Die Anzahl
unerlaubter Drohnenflüge
nimmt auch zu. So gebe es im-
mer mehr Meldungen der Poli-
zei, aber auch Heliports, denen
die kleinen unbemannten Flug-
geräte den Betrieb gefährden,
wie dasBundesamt schreibt.

BesondersbeiBlaulicht-Ein-
sätzen kann das heikle Folgen
haben. Seien es aufsehenerre-
gende Brände, Verkehrsunfälle
oder andere Zwischenfälle: Die
kantonalenPolizeikorpsmüssen

vermehrtdurchgreifen –und tun
dies auch. ImEinzugsgebiet der
bz kennt der Kanton Solothurn
die schärfste Regelung: Dort ist

sogar im Gesetz über die Kan-
tonspolizei festgeschrieben,
dass im Umkreis von 300 Me-
tern um einen Ereignisort ein
Flugverbot herrscht.

Basellandhatnochkeine
eigenenParagrafen
Dieses Verbot gilt sowohl für
Privatpersonenwieauch fürMe-
dienschaffende. Wer dem zum
Beispiel im Schwarzbubenland
zuwiderhandelt, macht sich
strafbar. Ebenso kann der zu-
ständige Polizeioffizier «in Ge-
fährdungslagen für Personen
undSachenDritter aufdemBo-
den» ein sofortiges Flugverbot
erlassen, wie Sprecher Bruno
Gribi vonderKantonspolizei So-
lothurn per E-Mail schreibt.

Im Baselbiet hingegen gibt
es keine derart explizite Rege-
lung im kantonalen Polizeige-
setz, wie Adrian Gaugler, Spre-

cher der Kantonspolizei, sagt.
Aber: «De facto gelten bei uns
die gleichenRegelnwie imKan-
ton Solothurn.»

Das Baselbiet stützt sich da-
bei aufdieVerordnungdesBun-
desamts für Umwelt, Verkehr,
Energie und Kommunikation
(Uvek) über «Luftfahrzeuge be-
sondererKategorien».Diesebe-
sagt,dassdieBestimmungender
EU-Durchführungsverordnung
auf schweizerischem Gebiet di-
rekt anwendbar sind. Kurzum:
Betreiber von unbemannten
Luftfahrzeugen dürfen nicht an
Gebieteheranfliegenoder inGe-
bietenfliegen, indeneneinNot-
falleinsatz stattfindet –ausser sie
erhalten die Erlaubnis der zu-
ständigenNotfalldienste.

DieBaselbieterKantonspoli-
zei beurteilt im Einzelfall prag-
matisch: «Es kommt auch bei
uns immerwieder vor, dassMe-

dienschaffendemitDrohnenBil-
der beziehungsweise Aufnah-
men vom Ereignisort machen
wollen. Dies erfolgt aber immer
in Absprache mit uns und nur,
wennwir grünesLicht geben.»

DadieUvek-Verordnung für
die ganze Schweiz gilt, ist dies
grundsätzlich auch in Basel-
Stadt so. Wie genau die Basler
Kantonspolizei mit privaten
Drohnenpiloten umgeht, ist je-
dochoffen; eineAnfragekonnte
bis Redaktionsschluss der bz
nicht beantwortet werden. Klar
ist hingegen, dass die Basler
Kantonspolizei selbst zu Droh-
nen greift: Seit Mai 2024 läuft
einzweijährigerPilotversuch.So
sollen Drohnen künftig zur Do-
kumentation von Schadenplät-
zen oder Vermessungsarbeiten,
zur Personensuche, bei Inter-
ventionen sowie zur Lagedar-
stellung eingesetztwerden.

Sicherheit oder
Geldmacherei?
Blitzer Radaranlagen sindauch
im Kanton Baselland immer
wiederAnlass für Streitigkeiten
– auch im Parlament. Nicole
Roth (SVP) fordert nun«Trans-
parenz gegenüber der Bevölke-
rung». Sie verlangt in einem
neuerlichenVorstossKartender
letzten fünf Jahre, welche die
Sachlage schwarz auf weiss ab-
bilden sollen.

DasKonzept ist simpel: Eine
Karte soll dieUnfallorte inklusi-
ve Schweregrad der sich ereig-
netenUnfälle zeigen, eineande-
redieRadarstandorte abbilden.
ImAbgleich soll dannersichtlich
werden, ob die Radaranlagen
tatsächlich nur dort aufgestellt
werden,woeinerhöhtesUnfall-
risiko besteht.

SolltediesnichtderFall sein,
verlangtRothErklärungen.Wel-
che Erträge bescheren die ein-
zelnen Messstandorte? Gibt es
gemässStatistikeineKorrelation
zwischen Unfallschwerpunkten
und den hohen Erträgen durch
Geschwindigkeitsmessungen?
Konkrete Zahlen sollen darüber
Aufschluss geben.

Das ist nicht der erste Vor-
stoss der SVP-Landrätin zu die-
semThema.Bereits vorgut zwei
WochendiskutiertederLandrat
einen weiteren Vorstoss von
Roth,der verlangte, dassdieGe-
schwindigkeitsbussenkünftig in
einenkantonalenStrassenfonds
fliessen sollen. «DieBussgelder
sollen dort verwendet werden,
wo sie generiertwerden», sagte
Roth damals in der Landratssit-
zung. Eingebundenwären auch
die Radaranlagen in den Ge-
meinden. Auf Bundesebene
wird diese Vorgehensweise be-
reits angewendet.

«Esgehtumdie
Verkehrssicherheit»
Auslöser der Debatte war 2024
ein Blitzer an der A2 vor der
Ausfahrt Sissach. Dieser war
aufgrund einer Baustelle und
dem damit verbundenen Tem-
polimit 80 aufgestellt worden.
300-mal proTagwurdeer aktiv,
unddas über sechsMonate hin-
weg.RundzweiMillionenFran-
ken soll der Blitzer schliesslich
in die Kantonskasse einge-
bracht haben.

Der anschliessende Vorwurf:
Das habe nichts mehr mit Ver-
kehrssicherheit zu tun. Gehe es
ausschliesslich um Verkehrssi-
cherheit und nicht um Erträge,
gebe es andere Lösungen, so der
Tenor aus dem bürgerlichen La-
gerdesLandrats.Manhätte«mit
einem speziellen Radar-Schild
vor der Baustelle warnen kön-
nen», fandNicoleRoth.

SicherheitsdirektorinKathrin
Schweizer (SP) sah das anders.
Sie sagte: «Es geht um die Ver-
kehrssicherheit. Die vielen Aus-
weisentzügebelegendies.»Mar-
coAgostini (Grüne)konstatierte:
«Die Bürgerlichen propagieren
ständig die Eigenverantwortung
der Autofahrer, wenn man sich
die Anzahl Bussen anschaut,
funktioniert diese nicht.»

Andrea Heger (EVP) ging
schliesslich auf die vonRoth er-
wähntenRadar-Schildereinund
betonte, man sende damit ein
falsches Signal aus. Sie ist der
Meinung, Autofahrer sollten
nicht nur dann auf eine Signali-
sation achten, wenn durch Ge-
schwindigkeitsüberschreitung
eine Busse drohe. (deb)

Die Schwarzwaldbrücke in Basel von oben: Passiert hier ein Unfall, sollen sich private Drohnenpiloten fernhalten. Bild: BenjaminWieland

«Allfällige
Aufnahmen
müssen immer
inAbsprache
mituns
erfolgen.»

AdrianGaugler
Baselbieter Kantonspolizei


